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PRAXIS/PRATIQUE

Benjamin F. Brdgger

Massnahmenvollzug an psychisch kranken Straftatern
in der Schweiz: Eine kritische Auslegeordnung

1 Der nachfolgende Beitrag stellt die schriftliche Version des vom Autor
am 19. September 2013 an der Tagung der Fachgruppe Reform im Straf-
wesen an der Paulusakademie in Ziirich gehaltenen Vortrags dar und gibt
den Stand des Schweizerischen Massnahmenvollzuges vom Sommer 2013
wieder.

2 Vgl. dazu Art. 12 (Vorsatz und Fahrldssigkeit), Art. 19 (Schuldfdhigkeit
und verminderte Schuldfédhigkeit) und Art. 47 f. (Grundsatz der Straf-
zumessung und Strafmilderungsgriinde) StGB.
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1.  Strafrechtliche Massnahmen
fiir psychisch kranke erwachsene
Straftéter

11 Grundsétze

Das schweizerische Strafgesetzbuch kennt fiir
erwachsene Straftdter seit seinem Inkraft-
treten am 1. Januar 1942 ein sog. dualistisch-
vikariierendes Sanktionensystem. Neben den
schuldangemessenen Strafen sieht das Gesetz
demzufolge auch sog. strafrechtliche Massnah-
men vor, welche entweder der Besserung und
Heilung oder aber der Sicherung der Straftéter
dienen. Die sog. kurativen Massnahmen be-
zeichnet das Strafgesetzbuch als stationadre the-
rapeutische Massnahmen (Art. 59 ff. StGB). Die
Verwahrung gemadss Art. 64 StGB und die le-
bensldngliche Verwahrung gemdss Art. 64
Abs. 1bis StGB werden als sog. sichernde Mass-
nahmen bezeichnet und haben demgegeniiber
den Schutz der o6ffentlichen Sicherheit als
oberstes Vollzugsziel. Sie kénnen nur angeord-
net werden, wenn eine Behandlung in einer
stationdren therapeutischen Massnahme nach
Art. 59 StGB keinen Erfolg verspricht, das
heisst mit anderen Worten, bei sog. nicht-the-
rapierbaren gemeingefahrlichen Tétern.

Eine stationdre Massnahme stellt somit eine
strafrechtliche Sanktion dar, die vom Richter
angeordnet wird, wenn eine Strafe allein nicht
geniigt, um den Téter von weiteren Straftaten
abzuhalten. Sind die Voraussetzungen sowohl
fiir eine Strafe als auch fiir eine Massnahme
erfiillt, ordnet das Gericht beide Sanktionen
nebeneinander an und schiebt den Vollzug der
Freiheitsstrafe i.d.R. zugunsten des Massnah-
menvollzugs auf (Art. 57 StGB). Das heisst, der
verurteilte Straftdter muss sich zuerst in einer
dafiir geeigneten Institution therapeutisch be-
handeln lassen.

Stationdre strafrechtliche Massnahmen
kniipfen nicht an die Schuld des Téaters anz?,
sondern an sein Behandlungsbediirfnis oder
am Ziel der Gewdhrleistung der 6ffentlichen
Sicherheit. Somit kénnen diese sog. schuld-
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liberschiessend sein, d.h. der Entzug der per-
sonlichen Freiheit, welcher durch den Mass-
nahmenvollzug bedingt ist, kann ldnger dauern
als die durch den Richter ebenfalls ausgespro-
chene Grundfreiheitsstrafe.

1.2  Stationdre therapeutische Massnahme
fiir die Behandlung von psychischen
Stérungen

Gemaiss dem Wortlaut von Art. 59 StGB kann

das Gericht eine stationdre Behandlung anord-

nen, wenn der Tdter psychisch schwer gestort
ist und ein Verbrechen oder Vergehen began-
gen hat, das mit seiner psychischen Stérung in

Zusammenhang steht sowie dariiber hinaus zu

erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr wei-

terer mit seiner psychischen Stérung in Zusam-
menhang stehender Taten begegnen.

Mit der Anordnung einer therapeutischen
Massnahme soll bezweckt werden, die mit der
Stérung zusammenhdngenden erheblichen
Riickfallrisiken zu verhindern bzw. zu vermin-
dern. Dies setzt aber voraus, dass die Massnah-
me notwendig und geeignet ist, diesen Zweck
zu erfiillen und dass fiir den Vollzug der Mass-
nahme die geeignete Einrichtung zur Verfii-
gung steht (Art. 56 Abs. 5 StGB).

Der mit der stationdren Behandlung verbun-
dene Freiheitsentzug betrdgt in der Regel
hochstens fiinf Jahre. Sind die Voraussetzun-
gen fiir die bedingte Entlassung nach fiinf Jah-
ren noch nicht gegeben und ist zu erwarten,
durch die Fortfiithrung der Massnahme lasse
sich der Gefahr weiterer mit der psychischen
Storung des Téters in Zusammenhang stehen-
der Verbrechen und Vergehen begegnen, kann
das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehorde
die Verlangerung der Massnahme um jeweils
hochstens fiinf Jahre anordnen.

2.  Trennungsvorschriften fiir
den Vollzug der stationdren
Massnahmen

2.4  Grundsdtze

Die sog. Trennungsvorschriften bestimmen,
welche Insassengruppen wahrend des Frei-
heitsentzuges nicht mit anderen Gruppierun-
gen gemischt werden diirfen. Grundsitzlich
miissen im Vollzug Mdnner immer von Frauen
und Jugendliche immer von Erwachsenen ge-
trennt werden. Zudem sind i.d.R. die polizei-
rechtlich, die strafprozessual, die strafrechtlich

und die administrativ sowie die zivilrechtlich
inhaftierten Personen jeweils gesondert unter-
zubringen. Gemass dem Schweizerischen Bun-
desgericht ist dabei eine Trennung der ver-
schiedenen Regime nur auf Stufe der Zellen
klar ungeniigend und somit gesetzeswidrig
(BGE 1221149 E. 5a fiir die sog. Administrativ-
haft).

2.2 Trennungsvorschriften
bei Verwahrungen

Der Vollzug einer Verwahrung erfolgt in einer
Massnahmenvollzugseinrichtung oder in einer
geschlossenen Strafanstalt (Art. 64 Abs. 4
StGB). Dabei ist die 6ffentliche Sicherheit zu
gewdhrleisten und der Inhaftierte wird psych-
iatrisch betreut, wenn dies notwendig ist. Der
dem Verwahrungsvollzug vorangehende Straf-
vollzug erfolgt regelmassig in einer geschlos-
senen Strafanstalt. Da es sich bei der Ver-
wahrung um eine sog. sichernde Massnahme
handelt, die vom Europdischen Menschen-
rechtsgerichtshof als Strafe qualifiziert wurde,
sind Verwahrte wahrend dem der Verwahrung
vorausgehenden Strafvollzug nicht von den
Strafgefangenen zu trennen. Gestiitzt auf die
deutsche hoéchstrichterliche Rechtsprechung
zum sog. Abstandsgebot, miissten Verwahrte
nach Verbiissung der Grundstrafe wahrend des
sog. Verwahrungsvollzuges jedoch klar von
anderen Strafgefangenen oder Massnahmen-
eingewiesenen getrennt werden. Die Haftbe-
dingungen miissten dabei viel liberaler und
humaner ausgestaltet sein, als dies im Straf-
vollzug der Fall ist. Zudem miissten therapeu-
tische Angebote fiir die Verwahrten eine reale
Wiedereingliederungsperspektive erméglichen
(2 BvR 2365/09, 2 BvR 740/10, 2 BvR 2333/08,
2 BvR 571/10, 2 BvR 1152/10). Davon ist der
Schweizer Verwahrungsvollzug jedoch meilen-
weit entfernt.

Diese Uberlegungen gelten auch fiir sog. le-
bensldnglich Verwahrte nach Art. 64 1bis StGB,
mit dem Unterschied, dass diesen gemadss
Art. 84 Abs. 6Yis StGB wiahrend dem der Ver-
wahrung vorausgehenden Strafvollzug keine
Urlaube oder andere Vollzugsoffnungen ge-
wahrt werden.
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2.3 Trennungsvorschriften bei stationdren
therapeutischen Massnahmen
Stationdre therapeutische Einrichtungen fiir
die Behandlung von psychisch gestorten Straf-
tatern (Art. 59 StGB), fiir die Suchtbehandlung
abhidngiger Verurteilter (Art. 60 StGB) und den
Vollzug von Massnahmen fiir junge Erwachse-
ne (Art. 61 StGB) sind gemadiss Art. 58 Abs. 2
StGB vom Strafvollzug getrennt zu fiihren.3

Der akute Mangel an gesicherten Therapie-
plédtzen in psychiatrischen Kliniken hat dazu
gefiihrt, dass in den vergangenen Jahren in
mehreren geschlossenen Strafanstalten sog.
Therapieabteilungen eroffnet wurden. Man
kann sich mit Fug streiten, ob eine geschlosse-
ne Strafanstalt wirklich eine geeignete Einrich-
tung ist, um erfolgversprechend therapeutisch
zu arbeiten. Sicherlich ist es jedoch illusorisch,
in diesem Umfeld sog. milieutherapeutische
Ansadtze zu verfolgen, ist doch eine geschlosse-
ne Strafanstalt auf Grund des Sicherheitsauf-
trages notwendigerweise weit von den Lebens-
bedingungen in Freiheit entfernt (vgl. dazu die
statistischen Daten unter Punkt IV).

Es kann festgehalten werden, dass eine freie
Durchmischung von zu stationdren therapeu-
tischen Massnahmen Verurteilten mit Strafge-
fangenen nicht gesetzeskonform ist und in die-
ser Mischunterbringung kaum die gesetzlich
geforderte Behandlung gewédhrleistet werden
kann. Diese Trennungsvorschrift ist im schwei-
zerischen Vollzugsalltag leider immer noch
wenig bekannt und wird deshalb auch kaum
respektiert. Zudem steht heute schweizweit nur
gut der Héalfte der zu einer stationdren thera-
peutischen Massnahme verurteilten Personen
ein geeigneter Therapieplatz zur Verfliigung.
Die andere Hélfte dieser Insassengruppe ver-
biisst ihre therapeutischen Massnahmen in
Strafanstalten und z.T. auch in sog. Regional-
oder Bezirksgefdngnissen, vielfach gédnzlich
ohne medizinische Betreuung oder Behand-
lung?. Dies muss als klare Missachtung des Wil-
lens des Gesetzgebers bezeichnet werden.

Davon zu unterscheiden sind diejenigen
Straftdter, welche zu einer unbedingten Frei-
heitsstrafe und zusatzlich zu einer ambulanten

3 Die nachfolgenden Ausfithrungen stiitzen sich auf: Bragger B.F., Stich-
wort: Trennungsvorschriften, in: Bréagger B.F. (Hrsg.), Das Schweizerische
Volizugslexikon, Helbing Lichtenhahn Verlag, Basel, 2014.

4 Vgl. dazu Bragger B.F., SonntagsZeitung vom 6. Oktober 2013, S. 6f. und
den Beitrag «Vollzugsnotstand in der Schweiz», S. 19 in derselben Aus-
gabe.
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Behandlung der psychischen Stérung wiahrend
des Strafvollzuges gemadss Art. 63 StGB verur-
teilt wurden. In diesem Fall wird die Freiheits-
strafe nicht zugunsten der ambulanten Mass-
nahme aufgeschoben. Die verurteilte Person
wird in den Strafvollzug eingewiesen und muss
wdhrend des Vollzuges der Freiheitstrafe in-
nerhalb der Strafanstalt Therapiesitzungen
besuchen. Die Trennungsregeln haben bei die-
sen Konstellationen keine Giiltigkeit; diese
Straftdter kénnen mit solchen, die keine The-
rapiegesprache besuchen miissen, frei gemischt
werden.

3. Gesetzlich vorgesehene
Vollzugsinstitutionen

Als Grundsatz sieht das schweizerische Straf-
gesetzbuch in Art. 59 Abs. 2 vor, dass die stati-
ondre Behandlung von psychisch schwer ge-
storten Rechtsbrechern in einer geeigneten
psychiatrischen Einrichtung oder einer Mass-
nahmenvollzugsinstitution erfolgt.

Solange die Gefahr besteht, dass der Tater
flieht oder weitere Straftaten begeht, wird erin
einer geschlossenen Einrichtung behandelt. Er
kann auch in einer geschlossenen Strafanstalt
nach Art. 76 Absatz 2 StGB behandelt werden,
sofern die nétige therapeutische Behandlung
durch Fachpersonal gewédhrleistet ist. Bei die-
sen beiden Varianten spricht man heute allge-
mein von der sog. kleinen Verwahrung gemaéss
Art. 59 Abs. 3 StGB.

Es gibt zusammenfassend drei gesetzlich
erlaubte Unterbringungsformen fiir die statio-
nédre Behandlung von psychisch schwer gestor-
ten Rechtsbrechern gibt, namlich:

— in psychiatrischen Kliniken, diese kénnen
sog. offen oder geschlossen gefiihrte Be-
handlungspldtze anbieten;

— in Massnahmenvollzugszentren, diese kon-
nen sog. offen oder geschlossen gefiihrte
Therapiepldtze anbieten;

— in geschlossenen Strafanstalten, die sog.
therapeutische Spezialabteilungen mit ge-
schlossen gefiihrten Therapiepldtzen anbie-
ten.

Es versteht sich von selbst, dass bei Unter-
bringungsformen des Justizvollzuges, d.h. in
den Massnahmenvollzugszentren und den
therapeutischen Spezialabteilungen der ge-
schlossenen Strafanstalten, die Trennungs-
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vorschriften strikte einzuhalten sind. Diese
haben in allen Phasen des alltdglichen Lebens
ihre Giiltigkeit und nicht nur im sog. Wohnbe-
reich oder wahrend den Therapien, sondern
auch im Arbeits- und Freizeitbereich. In den
psychiatrischen Kliniken werden heute zum
Teil sog. forensische Stationen oder Abteilun-
gen betrieben, die gesichert sind und quasi
ausschliesslich von der Justiz eingewiesene
psychisch Kranke behandeln. Eine Durch-
mischung von strafrechtlich Verurteilten mit
zivilrechtlich Eingewiesen und sog. Adminis-
trativhaftlingen ist dabeijedoch an der Tages-
ordnung.

4. Uberblick iiber die bestehenden
Vollzugseinrichtungen

Die nachfolgend abgedruckten Tabellen geben

einen Uberblick iiber die Ende 2013 in der

Schweiz bestehenden spezialisierten Therapie-

pldtze. Diese sind nach Vollzugsformen aufge-

teilt in:

1. Massnahmenvollzugsanstalten
Abs. 2 StGB) (Tabelle 1),

2. Psychiatrische Kliniken (Art. 59 Abs. 2
StGB) (Tabelle 2) und

3. Spezialabteilungen im geschlossenen Straf-
vollzug (Tabelle 3) (Art. 59 Abs. 3 StGB).

(Art. 59

Tabelle 1: Stationdre Behandlung von psychischen Stérungen in Massnahmenvollzugsanstalten.

Massnahmenvollzugsanstalten (Art. 59 Abs. 2 StGB) Offene Plitze Geschlossene Plitze
Ostschweizer Konkordat:

Massnahmenvollzugszentrum (MVZ) Bitzi, Mosnang SG 36 16

Nordwest- & Innerschweizer Konkordat:

MVZ Im Schache, Deitingen SO 0 33

MVZ St. Johannsen, Erlach BE 80 0

Lateinisches Konkordat:

Projekt Therapieabteilung in Bellechasse (FR) fiir 2020:

Ca. 60 geschlossene Plédtze 0 0

Total 2013: 165 Plitze 116 49

Tabelle 2: Stationdre Behandlung von psychischen Stdorungen in psychiatrisc

hen Kliniken.

Forensische Abteilungen in psychiatrischen Kliniken
(Art. 59 Abs. 2 StGB)

Offene Plitze

Geschlossene Plitze

Ostschweizer Konkordat:

Forensisch-psychiatrische Universitatsklinik Rheinau ZH 14 27 Hochsicherheit
Forensisch-psychiatrische Universitatsklinik Rheinau ZH 0 39

Klinik Beverin, Cazis GR 13
Nordwest- & Innerschweizer Konkordat:

Psychiatrische Klinik Konigsfelden AG, Forensische Abt. 0 28 + 4 Krise
Psychiatrische Uniklinik Basel, Forensische Abteilung 0 30

UPD, Bern Waldau: Krisenintervention 0 14
Lateinisches Konkordat:

Unité carcérale psychiatrique HUG Genf: Krisenintervention 0 7

Projekt Curabilis fiir 2014: 30 + 14 Krise
Total 2013: 168 Plitze 14 162

Tabelle 3: Stationdre Behandlung von psychischen Stdrungen in Spezialabteilungen von

geschlossenen Strafvollzugsanstalten.

Spezialabteilungen in geschlossenen Strafvollzugsanstalten Offene Plitze Geschlossene Plitze
(Art. 59 Abs. 3 StGB)

Ostschweizer Konkordat:

Justizvollzugsanstalt Poschwies, Regensdorf ZH 0 24
Nordwest- & Innerschweizer Konkordat:

Justizvollzugsanstalt Thorberg, Krauchthal BE 0 24
Anstalten Hindelbank BE, fiir erwachsene Frauen BE 0 17
Hindelbank BE, Integrationsabteilung in der Hochsicherheit 0 5
Lateinisches Konkordat:

Etablissement La Tuliére, Morges VD: Untersuchungshaft 0 14
Les Etablissements de la plaine de 1'Orbe (EPO), Bochuz VD 0 8
La Paquerette im Gefingnis Champs Dollon GE 0 11
Total 2013: 103 Plitze 0 103
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Tabelle 4: Stationdre Behandlung von psychischen Stérungen:
Zusammenfassung nach Konkordaten und nach offenen oder geschlossenen Plitzens.

Konkordate Offene Plitze Geschlossene Plitze
Ostschweizer Konkordat: 50 119
Nordwest- & Innerschweizer Konkordat: 80 117
Lateinisches Konkordat: 0 40
Total 2013: 406 Plitze 130 276

Bedarf per Dezember 2013: ca. 800 Plitze

Manko: ca. 400 Plitze

Innerhalb der Tabellen wird die jeweilige
Kategorie der Therapiepldtze nach den drei
Strafvollzugskonkordaten und nach geschlos-
sen sowie offen gefiihrten Plitzen aufgeglie-
dert.

Abschliessend werden in der Tabelle 4 die
Resultate zusammengezdhlt und nach Konkor-
daten nach geschlossenen sowie offenen Plat-
zen aufgeteilt.

Wie die soeben aufgefiihrten Daten der Er-
hebungen zeigen, kann ca. die Hélfte der zu
einer zur stationdren Behandlung wegen einer
psychischen Stérung Verurteilten diese Mass-
nahme nicht in einer gesetzlich vorgeschriebe-
nen Therapieinstitution verbiissen. Die Situa-
tion ist insbesondere im sog. lateinischen
Konkordat dramatisch, verfiigt dieses doch nur
Uber ca. 40 spezialisierte Pldtze, wobei die
Mehrheit dieser Haftpldtze keine Therapieplat-
ze im engeren Sinne sind, sondern der sog. Kri-
senintervention dienen.

5. Behandlungs- und Therapie-
konzepte fiir verurteilte Straftdter

In der Schweiz sind heute bei der Behand-
lung von psychisch gestorten Straftitern zwei
sehr unterschiedliche Lehrmeinungen und

Umfrage der Arbeitsgruppe Planung im Strafvollzug per Stichtag
01.03.2013: 784 Personen befinden sich im Massnahmenvollzug geméass
Art. 59 StGB. Ermittlung der vorhandenen Therapieplédtze durch Benja-
min F.Brdgger im Sommer 2013, vgl. dazu auch SonntagsZeitung vom
6. Oktober 2013, S. 6f.

Die nachfolgenden Uberlegungen stiitzen sich auf folgende Veréffentli-
chung: Brdgger B.F., Medizinische Versorgung im schweizerischen Frei-
heitsentzug. Eine Analyse des gegenwértigen rechtlichen und tatsédchli-
chen Zustandes, in: Riklin F./Merz B. (Hrsg.), Gefdngnismedizin und
Strafjustiz — Eine unheilvolle Verbindung?, Materialien der «Fachgruppe
Reform im Strafwesen», Bd. 5, Bern 2012, S. 11-23, insbesondere S. 19 ff.
Miiller-Isberner R./Eucker S., Therapie im Massregelvollzug, Berlin 2009,
S.38f.

Vgl. dazu Brégger B.F., Tafeln zum schweizerischen Freiheitsentzug und
Sanktionensystem, Bern 2011, S. 27 f. In der Schweiz wird hdufig noch von
der sog. einweisenden Behorde oder der Vollzugsbehdrde gesprochen,
was aus juristischer Sicht nicht nur als verwirrend, sondern als fasch zu
bezeichnen ist.
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dadurch auch Therapieansdtze oder -konzep-
te verbreitet.6

5.4  Praxis in der Deutschschweiz

Die Mehrheit der Deutschschweizer Kantone
stiitzt sich auf die kanadische und die deutsche
Doktrin und Erfahrungen. Diese konnen geméss
der deutschen Spezialliteratur wie folgt zusam-
mengefasst werden: «Die Behandlung psychisch
kranker Rechtsbrecher unterscheidet sich grund-
legend von der gdngigen Behandlung in anderen
Kontexten. Nicht der kranke Patient ist der Auf-
traggeber, sondern die Gesellschaft. Behandlungs-
anlass ist nicht das Leiden des Patienten, sondern
das Leiden der Gesellschaft unter dem Patienten.
Der Behandlungsauftrag ist nicht primdr die Ge-
sundung des Patienten, sondern die Sicherung der
Gesellschaft vor diesem Patienten. Pointiert for-
muliert, die Gesundung des Patienten ist in der
Behandlung psychisch kranker Rechtsbrecher <nur
Mittel zum Zweck»s. Behandlung und Behandlungs-
erfolg liegen nicht nur in der Verantwortung des
Patienten, sondern in der der Behandler, die die
rechtlichen Mittel haben, eine Behandlung gegen
den Willen des Patienten auch dann, wenn der Pa-
tient nicht krankheitsbedingt eigengefdhrlich ist,
durchsetzen zu konnen. Der Behandlungserfolg
entscheidet iiber den weiteren Freiheitsentzug des
Patienten. Die Behandlung psychisch kranker
Rechtsbrecher findet in einem éffentlichen Kontext
aus Behandlern, Patienten, Justiz, politischen Ent-
scheidungstrigern und Offentlichkeit statt, nicht
in dem gesetzlich geschiitzten Vertrauensverhdlt-
nis der Arzt-Patient-Dyade.»”

Die von den Strafgerichten im Rahmen
ihrer Urteile angeordneten strafrechtlichen
Massnahmen und die im Rahmen der Voll-
streckungsplanung durch die Vollstreckungs-
behorded mittels verwaltungsrechtlicher Ver-
fligung veranlassten Therapien werden in der
Schweiz auch als sog. verfiigte Therapien be-
zeichnet. Dabei handelt es sich um sog. «Justiz-
Therapien», welche in erster Linie nicht die
somatische oder psychiatrische Heilung des
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Leidens des Insassen bezwecken, sondern eine
Verminderung der Riickfallgefahr. Der Schutz
der o6ffentlichen Sicherheit steht somit im Zen-
trum dieser verfiigten Therapien®. Auf Grund
dieser rechtlichen Ausgangslage erkldrt sich,
dass im Rahmen dieser speziellen Justiz-The-
rapien die drztliche Schweigepflicht nicht zur
Geltung kommt, da es sich im Wesentlichen um
die Umsetzung einer strafrechtlichen Mass-
nahme der Justiz oder der Justizverwaltung
und nicht um medizinische Heileingriffe, d.h.
nicht um medizinische Therapien im engeren
Sinne handelt. «Im juristischen Sinne werden
unter dem Begriff Behandlung von [...] Straftd-
tern alle Massnahmen (der Resozialisierung) ver-
standen, mit denen ein Leben in sozialer Verant-
wortung ohne Straftaten erreicht werden soll.
Dazu zdhlen neben psychiatrischen-psychothe-
rapeutischen und medizinischen (medikamento-
sen, chirurgischen) Massnahmen auch und vor
allem (sozial-)pddagogische sowie kognitiv-be-
haviorale Ansdtze»10.

Die behandelnden Therapeuten und Arzte
werden deshalb im Rahmen des von der Voll-
streckungsbehdrde erteilten Mandates auf
diese speziellen Rahmenbedingungen hinge-
wiesen. Sie werden in der sog. Ernennungsver-
fligung verpflichtet, eine auf Tataufarbeitung
und Riickfallminderung ausgerichtete Thera-
pie durchzufiihren. Die durch den Insassen zu
erreichenden Therapieziele werden in einem
sog. Therapieplan, welcher ein wesentlicher
Bestandteil des Vollzugsplanes ist, fixiert und
mittels sog. Therapievertrags mit dem betrof-
fenen Insassen konkretisiert!!. Mit der Unter-
zeichnung dieser Vereinbarung durch den
Insassen entsteht ein transparentes Behand-
lungsumfeld, in welchem die Rollen aller Be-
teiligter gekldrt, die Grenzen der drztlichen
oder therapeutischen Schweigepflicht aufge-
zeigt sind und gegenseitig akzeptiert werden?2.
Im Umfang dieses Vertrages, welcher im Rah-
men der Vollzugsplanung ausgearbeitet wird,
sind die behandelnden Therapeuten verpflich-
tet, iber den Therapieverlauf Berichte zu ver-
fassen. Sind im Verlaufe des Vollzuges wichtige
Vollzugslockerungsentscheide zu fédllen, stiit-
zen sich die zustdndigen Behorden einerseits
auf diese Berichte ab, geben anderseits, falls
dies angezeigt ist, neue Prognosegutachten in
Auftrag, die nicht von den behandelnden The-
rapeuten ausgefiihrt werden diirfen.

Der betroffene Insasse ist liber diese spe-
zielle Situation der Therapie zu informieren.

Weigert sich dieser, die angeordnete Therapie
zu besuchen oder erreicht er die im Vertrag
festgelegten Ziele nicht, stellt dies ein sog. ne-
gatives Prognoseelement dar, welches in die
Gesamtwiirdigung der Gefdhrlichkeitsanalyse
einfliesst und somit hdufig zur Folge hat, dass
Vollzugslockerungen nicht gewdhrt werden.
Das schweizerische Bundesgericht scheint
die soeben erlduterte Sichtweise in Bezug auf
die Umsetzung einer gerichtlich angeordneten
Massnahme (Therapie) grundsdtzlich zu teilen.
In einem Urteil aus dem Jahre 2011 hélt es fol-
gendes fest!3: «Besuchen Insassen wdhrend des
Strafvolizuges sog. freiwillig therapeutische Be-
handlungen, werden auch diese Therapien im
Rahmen eines sog. besonderen Rechtsverhdltnis-
ses eingegangen und richten sich deshalb nach
der allgemeinen Zielsetzung des Strafvollzugs
sowie des individuellen Vollzugsplans. Die The-
rapeuten sind dem fiir den Strafvollzug zustdn-
digen Amt gegeniiber zur Berichterstattung und
Information verpflichtet. Darauf wird im sog.
Behandlungsvertrag ausdriicklich Bezug genom-
men. [...] Es besteht somit entgegen der Meinung
des Beschwerdefiihrers insoweit keine Geheim-
haltungspflicht der Therapeuten. Diese haben im
Gegenteil alle aussergewdhnlichen Vorkommnis-
se und die Nichteinhaltung von Abmachungen
unverziiglich und unaufgefordert dem zustdndi-
gen Amt zu melden. Diese Informationspflichten
gelten zundchst fiir therapeutische Massnahmen,
Jjedoch grundsdtzlich auch fiir die freiwillige, de-
liktsprdventiv ausgerichtete Therapie. Der so
genannte Behandlungsvertrag ldsst sich keines-
wegs als privatrechtlichen Auftrag gemdss
Art. 394 OR qualifizieren. Es handelt sich nicht
um einen Auftrag der inhaftierten Person an den
behandelnden Therapeuten, sondern um ein
staatliches Angebot an diese. Die Kosten trdgt
dafiir grundsdtzlich der Kanton. Der Behand-
lungsvertrag wird als <freiwillig> bezeichnet, weil
die Behandlung keine gerichtlich angeordnete

9 Miiller-Isberner R./Eucker S., Therapie im Massregelvollzug, Berlin 2009,
S.38f.

10 Egg R., Behandlungserfordernisse bei Sexualstraftitern, in: Hammer-
stein J. et al. (Hrsg.), Medizinrechtliche Probleme des Massregelvollzuges,
Berlin 2010, S. 133.

11 Vgl. dazu Bréagger B.F., Die revidierten Bestimmungen des Allgemeinen
Teils des Strafgesetzbuches zum Straf- und Massnahmenvollzug, in:
ZStrR 126 (2008) S. 391 - 410, 402 f.

12 Vgl. dazu Art. 37 Abs. 2 LPMA (RSN 351.0) i. V.m. Art. 18 Abs. 3 APMA
(RSN 351.01): «Le libre choix du médecin traitant ou d’autres thérapeutes
est exclu. L'autorité d’'application définit en collaboration avec les théra-
peutes les objectifs thérapeutiques surlesquels la thérapie ordonnée doit
étre orientée et sur lesquels ils rendent compte.»

13 BGE 6B_4/2011E.29f.
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Massnahme darstellt. Es handelt sich um ein In-
stitut des Strafvollzugs. Therapiearbeit im Straf-
vollzug ist keine Privatangelegenheit, sondern
eine Pflicht des Gefangenen der Allgemeinheit
gegeniiber. Er hat bei den Sozialisierungsbemii-
hungen und den Entlassungsvorbereitungen aktiv
mitzuwirken (Art. 75 Abs. 4 StGB). Die Evaluie-
rung solcher deliktsorientierter Verlaufsberichte
bildet eine wesentliche Entscheidgrundlage fiir
Vollzugsplanung und Vollzugsgestaltung sowie
zur prognostischen Beurteilung von Gefdhrlich-
keit und Riickfallgefahr. Angesichts der Schwere
der Anlasstaten besteht ein iiberwiegendes Gffent-
liches Interesse an der Weitergabe des Therapie-
berichts an die zustdndigen Behorden. Die Wei-
tergabe ist geeignet und erforderlich zur Erfiillung
der bundesgesetzlichen Aufgaben sowie zumutbar
im Sinne des Uberwiegens des offentlichen iiber
das private Interesse des Beschwerdefiihrers. Sie
ist somit im Sinne von Art. 36 BV verhdltnismd-
ssig und verletzt weder die verfassungsmdssigen
Rechte des Beschwerdefiihrers, noch ist eine will-
kiirliche Anwendung des kantonalen Rechts er-
sichtlich.»

Das soeben zitierte Urteil unseres hochsten
Gerichtes steht somit in klarem Widerspruch
zu den neu erlassenen Erganzungen der zent-
ralen Ethikkommission der Schweizerischen
Akademie der Medizinischen Wissenschaften
(SAMW), welche unter Punkt 2 anfiihrt, dass
der Richter die Regeln und die Bedingungen
der drztlichen Tdtigkeit akzeptiere, wenn er
sich auf die Beurteilung des Arztes beziehe!4.
Es scheint vielmehr umgekehrt, dass die Justiz
die Regeln iiber die Austibung einer gerichtlich
angeordneten Therapie erldsst und diese von
denbehandelnden Arzten zu respektieren sind.
Daraus ergibt sich, dass Therapeuten, welche
in dieser speziellen Zwangssituation aus per-
sonlichen oder berufsethischen Griinden nicht
arbeiten wollen oder kénnen, angehalten sind,
dies vor der Annahme des Therapiemandates
der Justiz- oder Vollstreckungsbeho6rde mitzu-
teilen. Es ist namentlich fiir die erfolgreiche

14 Anhang zu den medizinisch ethischen Richtlinien «Ausiibung der &drzt-
lichen Tétigkeit bei inhaftierten Personen» - Hinweise zur praktischen
Umsetzung der Richtlinien «Ausiibung der drztlichen Téatigkeit bei in-
haftierten Personen» vom 20.01.2012, unter: http://www.samw.ch/de/
Ethik/Richtlinien/Aktuell-gueltige-Richtlinien.html (besucht am
23.03.2012).

15 Miiller-Isberner R./Eucker S., Therapie im Massregelvollzug, Berlin 2009,
S. 99 formuliert dies wie folgt: Massnahmeinsassen miissen «/[...] von
Anfang an und im Verlauf wiederholt darauf hingewiesen werden, dass alle
prognose- und behandlungsrelevanten Informationen in der Akte dokumen-
tiert und an die entsprechenden Entscheidtrdger weitergeleitet werden.».
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Durchfiihrung von sog. forensischen Therapien
unerldsslich, dass fiir alle Beteiligten volle
Transparenz iber die Rahmenbedingungen
herrscht und die Rollen simtlicher Akteure und
Beteiligten im Vorfeld geklart sind?s.

5.2  Praxis in der Westschweiz

Die Mehrheit der Westschweizer Kantone folgt
der franzosischen Doktrin, welche sich auch in
der oben zitierten SAMW-Richtlinie widerspie-
gelt. Der behandelnde Arzt und Therapeut ist
immer - d.h. auch bei der Umsetzung von sog.
gerichtlich angeordneten Therapien — nur dem
Patienten verpflichtet, auch wenn der Patient
ein rechtskraftig verurteilter Insasse im Mass-
nahmenvollzug ist. Das Arztgeheimnis besteht
demnach auch im Massnahmenvollzug und
dieses wird quasi absolut verstanden. Ohne
ausdriickliche Einwilligung des Insassen wird
der Therapeut keine Informationen an die Jus-
tiz oder an die Vollzugsbehorden weiterleiten.
Eine einmalig zu Beginn des Vollzuges erteilte
Generalvollmacht des Insassen ist nach diesem
Verstandnis nicht rechtsgentigend. Vielmehr
muss der behandelnde Therapeut bei jeder In-
formationsweitergabe betreffend die Therapie
eine neue und ausdriickliche Einwilligung des
Insassen erhalten. Denn das Arztgeheimnis
kann im Grundsatz nicht geteilt werden. Fiir
detaillierte Auskiinfte {iber den Therapiever-
lauf und die Entwicklung des Insassen wdh-
rend der Therapie muss in der Regel ein unab-
héangiger Gutachter bestellt werden, welcher
den betreffenden Insassen bisher weder begut-
achtet noch therapiert hat.

Der behandelnde Arzt oder Therapeut ver-
steht seinen Auftrag auch im Massnahmenvoll-
zug so, dass es im Grundsatz ausschliesslich
darum geht, das Leiden und die Krankheit des
Patienten/Insassen zu behandeln und zu lin-
dern. Therapeutische Interventionen, die in
erster Linie der Riickfallvermeidung dienen,
sind deshalb nicht im Zentrum der drztlichen
Behandlung. Nach dieser Auffassung stehe die
Diagnose der psychischen Erkrankung im Mit-
telpunkt der drztlichen Heilkunst und eben
gerade nicht deliktsorientierte Therapiefor-
men, welche die Riickfallsgefdhrlichkeit des
Insassen mindern sollen. Die Psychiatrie als
medizinische Heilwissenschaft verfiige eben
nur iiber Therapieformen, die das diagnosti-
zierte Leiden behandeln konnen. Alle anderen
Interventionsformen, namentlich die sog. fo-
rensischen deliktsorientierten Therapien seien
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mit der psychiatrischen Heilkunde im Grund-
satz nicht vereinbar, denn bei letzteren gilt der
Schutz der Allgemeinheit als hochstes Gut; das
Schicksal des einzelnen psychisch kranken Straf-
titers interessiert weniger's. Diese Sichtweise
wird von den Westschweizer forensischen Psy-
chiatern klar nicht geteilt.

6. Kurze kritische Wiirdigung
und Ausblick

Die wahrend der letzten Jahre durch gewisse
politische Kreise gezielt angeheizte Debatte
iiber Auslander und Kriminalitdtin der Schweiz
wurde und wird durch die Medien bereitwillig
orchestriert.l” Diese Debatten finden wiederum
einen Niederschlag in der breiten Offentlichkeit
und im politischen Diskurs der Bundeshauspar-
teien. Der Zeitgeist und die kriminalpolitischen

Diskussionen des Bundesparlaments werden

zusehend punitiver. Eine parlamentarische In-

itiative jagt die andere und trégt schliesslich zur
steten Verschdrfung des Strafrechts bei.

Niichtern betrachtet kann zum Massnah-
menvollzug in der Schweiz folgendes festgehal-
ten werden:

1. Die gesetzlichen Trennungsvorschriften
werden haufig nicht oder nur ungentigend
eingehalten. Die Mischung von psychisch
Kranken und sog. normalen Straftdtern
schadet allen Beteiligten, namentlich den
kranken Insassen und dem vielfach tiberfor-
derten Vollzugspersonal.

2. Zudem stehen zurzeit in der Schweiz nur fir
rund die Halfte der zu einer stationdren
therapeutischen Massnahme nach Art. 59
StGB verurteilten Straftdter geeignete the-
rapeutische Institutionen zur Verfiigung.

3. Schliesslich fehlt es an forensisch ausgebil-
detem Fachpersonal.

4. Gemeinsam anerkannte Standards fiir die
Durchfiithrung von sog. forensischen Thera-
pien sind in der Schweiz nicht vorhanden.
Wissenschaftliche Studien iiber den Be-
handlungserfolg von Gewalt- oder Sexual-
straftitern fehlen weitgehend. Dies fiithrt zu
ungleichen Behandlungsansatzen und zu
einer unterschiedlichen Zusammenarbeits-
philosophie der Therapeuten mit der Justiz.
Die Offentlichkeit bezahlt dafiir die Zeche,
wie die letzten schweren Riickfallstaten von
verurteilten Straftdtern bei Vollzugslocke-
rungen gezeigt haben!s.

5.

Aus Angst vor schweren Riickfallstaten und
der damit zusammenhdngenden medialen,
administrativen und juristischen Aufarbei-
tung dieser Vorfédlle werden bei Gewalt- oder
Sexualstraftdtern kaum mehr Vollzugslocke-
rungen oder der Entlassungen gewahrt. Auch
Fortschritte in der Therapie stellen fiir die
betroffenen Insassen keine Garantie fiir Voll-
zugslockerungen mehr dar. Die Devise der
Reprédsentanten der Justiz und des Justizvoll-
zuges lautet: In dubio pro securitate. Besteht
auch nur ein noch so kleiner Zweifel betref-
fend die Legalprognose, werden Vollzug-
lockerungsantrdge abschldgig entschieden.

. Es besteht deshalb die Gefahr, dass der In-

sasse nicht mehr als Subjekt der therapeu-
tischen Interventionen angesehen wird,
sondern zum Objekt der Therapie gemacht
wird. Sein Selbstbestimmungsrecht wird
ihm quasi aberkannt.

. Die Kosten laufen aus dem Ruder. Heute feh-

len bereits rund 400 gesicherte Therapie-
pldtze. Die Zahl der Massnahmeninsassen
nach Art. 59 StGB wird auch kiinftig eher
ansteigen. Rund 1/7 aller in der Schweiz zur
Verfiigung stehenden Haftpldtze sind be-
reits mit Verwahrten nach Art. 64 StGB oder
mit Massnahmeninsassen gemdss Art. 59
StGB belegt. Auch wenn das Bundesparla-
ment das Strafrecht nicht weiter verscharft -
wovon leider nicht auszugehen ist —kommen
die Kantone nicht darum herum, neue Haft-
pldtze und neue gesicherte Therapieplitze
zu bauen. Dabei gilt es zu beachten, dass
nicht nur der Bau dieser Anstalten sehr teu-
erist (Investitionskosten von 50 bis 120 Mil-
lionen Schweizerfranken pro Anstalt sind
an der Tagesordnung), sondern auch der
Betrieb sehr kostspielig ist. Ein Hafttag in
einer therapeutischen Institution kostet je
nach angebotenem Therapiekonzept und
Sicherheitsstufe zwischen CHF 550.— und
CHF 1400.- pro Tag, was auf ein Jahr hoch-
gerechnet Kosten von bis zu iiber einer hal-

16

17

18

Seifert D., Riickfallfaktoren bei entlassenen Massregelpatienten, in: Ham-
merstein J. et al. (Hrsg.), Medizinrechtliche Probleme des Massregelvollzu-
ges, Berlin 2010, S. 101.

Vgl. dazu die bereits im Mdrz 2008 gemachten kritischen Ausserungen
zur Vollzugsrealitét des Massnahmenvollzuges in der Schweiz und zur
tatem — oder wehret den Anfiangen! in: Bessler C./Brdgger B.F. et al.
(Hrsg.), Neue Gewalt oder neue Wahrnehmung?, Reihe Kriminologie Bd. 26,
Bern, 2009, S. 171 - 181, insbesondere S. 179 ff.

Es sei hier insbesondere auf die T6tungsdelikte im Jahre 2013 in den sog.
Fillen «Marie» und «Adeline» verwiesen.
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ben Million Schweizerfranken pro Insasse
verursacht.

«Es scheint, als stecken die Justiz und der Straf-
vollzug in einem Dilemma. Wie so oft im Leben gibt
es jedoch keine einfachen Losungen fiir komplexe
Fragen. Meiner Meinung nach sollten die Richter
im Zweifel keine Massnahmen mehr anordnen. Das
Bundesparlament wdre zudem gut beraten, von
Strafverschdérfungen abzusehen. Trotzdem wer-
den die Kantone nicht darum herum kommen, wei-
tere Haftpldtze zu bauen. Schliesslich miisste die
Evaluationsforschung fiir die forensischen Thera-
pien dringend verbessert werden.

Es gilt jetzt, alle diese Massnahmen mit Fein-
gefiihl umzusetzen, ansonsten die Kosten des Jus-

tiz- und Vollzugssystems bald grdsser sein wer-
den als fiir die Erziehung und Bildung, wie dies
in Kalifornien auf Grund des dortigen unerbittli-
chen Strafrechts der Fall ist. Fiir den Vater einer
5jdhrigen Tochter wahrlich keine erfreuliche Per-
spektive.»19

Dr. iur. Benjamin F. Brdgger
Lehrbeauftragter an der Universitdt Basel
und an der ZHAW Ziirich
Inhaber/Geschdftsfiihrer CLAVEM GmbH
Industriestrasse 37

3178 Bisingen

info@clavem.ch

19 Brédgger B.F., in: SonntagsZeitung vom 6. Oktober 2013, im Beitrag «Voll-
zugsnotstand in der Schweiz» S. 19.

44 | Heft 2/14 SZKIRSCIS)C



	Massnahmenvollzug an psychisch kranken Straftätern in der Schweiz : eine kritische Auslegeordnung

